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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr 33. 


(Nr. 4449.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis⸗Obliga⸗ 
tionen des Lublinitzer Kreiſes im Betrage von 52,000 Rthlrn. Vom 
7. April 1856. 


Wi Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. \ 


Nachdem von den Kreisſtaͤnden des Lublinitzer Kreiſes, im Regierungs⸗ 
Bezirk Oppeln, auf dem Kreistage vom 28. November 1855. beſchloſſen wor⸗ 
den, die zur Ausführung des Baues einer Chauſſee von Lublinitz nach Two⸗ 
rog erforderlichen Geldmittel im Wege einer Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir 
auf den Antrag der gedachten Kreisſtaͤnde: zu dieſem Zwecke auf jeden Inha⸗ 
ber lautende, mit Zinskupons verſehene, Seitens der Glaͤubiger unkuͤndbare 
Obligationen zu dem angenommenen Betrage von 52,000 Thalern ausſtellen 
zu duͤrfen, da ſich hiergegen weder im Intereſſe der Glaͤubiger noch der Schuld⸗ 
ner etwas zu erinnern gefunden hat, in Gemaͤßheit des H. 2. des Geſetzes vom 
17. Juni 1833. zur Ausſtellung von Obligationen zum Betrage von 52,000 
Thalern, in Buchſtaben: zwei und funfzig tauſend Thalern, welche in folgen⸗ 
den Apoints: . 


1) 15,000 Rthlr. à 1000 Rthlr., 
500 


211000 „„ 3006 5 
3) 170 l ei 100 051 
/ Be 
e,, ee 


52,000 Rthlr. 


nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Huͤlfe einer Kreisſteuer mit 
1 Prozent jaͤhrlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmen⸗ 

den Folgeordnung vom 1. Januar 1857. ab mit wenigſtens jaͤhrlich Einem 
Prozent des Kapitals zu tilgen ſind, durch gegenwärtiges Privilegium Unſere 
landesherrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein 
Jahrgang 1856. (Fr. 4449.) 2208 jeder 


Ausgegeben zu Berlin den 26, Juni 1856. 
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jeder Inhaber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne 
die Uebertragung des Eigenthums nachweiſen zu duͤrfen, geltend zu machen 
befugt iſt. 5 

Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 
Dritter ertheilen und wodurch fuͤr die Befriedigung der Inhaber der Obliga— 
tionen eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats nicht uͤbernommen wird, iſt 
durch die Geſetz-Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Charlottenburg, den 7. April 1556. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Weſtphalen. v. Bodelſchwingh. 


SHiinatıon 
des Lublin itz err Kerie i eis 
i Lin RG re a 
er RZ Thaler Preußiſch Kurant. 


Auf Grund der unteren beftätigten Kreistagsbeſchluͤſſe vom 
28. November 1855. wegen Aufnahme einer Schuld von 52,000 Thalern be⸗ 
kennt ſich die ſtaͤndiſche Kommiſſion fuͤr den Chauſſeebau des Lublinitzer Kreiſes 
Namens des Kreiſes durch dieſe, fuͤr jeden Inhaber guͤltige, Seitens des Glaͤu— 
bigers unkuͤndbare Verſchreibung zu einer Schuld vonn .. Thalern Preußiſch 
Kurant nach dem Muͤnzfuße von 1764., welche fuͤr den Kreis kontrahirt wor⸗ 
den und mit fuͤnf Prozent jaͤhrlich zu verzinſen iſt. 


Die Ruͤckzahlung der ganzen Schuld von 52,000 Thalern geſchieht vom 
Jahre 1857. ab allmaͤlig merle eines Zeitraums von ... Jahren aus 
einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds von wenigſtens Einem Pro⸗ 
zent jährlich unter Zuwachs der Zinſen von den getilgten Schuldverſchreibun⸗ 
gen, nach Maaßgabe des genehmigten Tilgungsplanes. 

Die Folgeordnung der Einlöfung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1857. ab in dem Mo: 
nate Januar jedes Jahres. Der Kreis behaͤlt ſich jedoch das Recht vor, En 


z 
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Tilgungsfonds durch größere Auslooſungen zu verſtaͤrken, ſowie ſaͤmmtliche noch 
umlaufende Schuldverſchreibungen zu kuͤndigen. Die ausgelooſten, ſowie die ge⸗ 
kuͤndigten Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, 
Nummern und Betraͤge, ſowie des Termins, an welchem die Ruͤckzahlung er⸗ 
folgen ſoll, oͤffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt ſechs, 
drei, zwei und einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem Amtsblatte der 
ne Regierung zu Oppeln, ſowie in einer zu Breslau erfcheinenden 
eitung. 


es in halbjaͤhrlichen Terminen in der Zeit vom . ten ...... bis 5 
und vom en bie nn „von heute an gerechnet, mit fuͤnf 
Prozent jaͤhrlich in gleicher Muͤnzſorte mit jenem verzinſet. 


Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤck— 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
dei der Kreis-Kommunalkaſſe in Lublinitz, und zwar auch in der nach dem 
Eintritt des Faͤlligkeitstermins folgenden Zeit. 


Mit der zur Empfangnahme des Kapitals praͤſentirten Schuldverſchrei⸗ 
bung find auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpaͤteren Faͤlligkeitstermine 
zuruͤckzuliefern. Fuͤr die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale 
abgezogen. 


Die gekuͤndigten Kapitalbetraͤge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Ruͤckzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren 
nicht erhobenen Zinſen, verjaͤhren zu Gunſten des Kreiſes. 


Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts-Ordnung Th. I. 
Tit. 51. $$. 120. seq. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Lublinitz. 


Zinskupons koͤnnen weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjaͤhrigen 
Verjaͤhrungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaub⸗ 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt der Betrag der ange⸗ 
meldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung aus⸗ 
gezahlt werden. 


Mit dieſer Schuldverſchreibung find zehn halbjaͤhrige Zinskupons bis 
zum Schluſſe des Jahres 18.. ausgegeben. Für die weitere Zeit werden Zins⸗ 
kupons auf fuͤnfjaͤhrige Perioden ausgegeben. 


Die Ausgabe einer neuen Zinskupons-Serie erfolgt bei der Kreis⸗Kom⸗ 
munalkaſſe zu Lublinitz gegen Ablieferung des der aͤlteren Zinskupons⸗ Serie 
beigedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushaͤndigung 
der neuen Zinskupons-Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern 
deren Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. f a 


(Ar. 449.) | 67* Zur 
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Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermoͤgen. 


hei Deſſen zu Urkunde haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterſchrift 
ertheilt. 


Lublinitz, den ben 18. 
Die ſtändiſche Kommiſſion für 15 Chauſſeebau im Lublinitzer 
Kreiſe. 


Zins⸗ Kupon 


zu der 
Kreis-⸗Obligation des Lublinitzer Kreiſes 
Eier. Veen dert Thaler zu fünf Prozent Zinfen 
übern Thaler . Silbergroſchen. 

Der Inhaber dieſes „ empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe in 
der Zeit vom ten ET bis ß . e reſp. vom ten 
bis und en die Ainfen der vorbenannten Kreis⸗ Obligation 
fuͤr das Pt HE I ee mit (in Buchſtaben) 
ae Thaler ..... Silbergroſchen bei der Kreis-Kommunalkaſſe zu Lublinig. 

5 VC 18. 


Die ſtändiſche Kreis⸗Kommiſſion für den ee im 
Lublinitzer Kreiſe. 
Dieſer Zinskupon iſt unguͤltig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren nach der 


Fälligkeit, vom Schluſſe des betreffenden Halb- 
jahres an gerechnet, erhoben wird. 


Talon 


= WB = 


on 


zur 


Kreis⸗Obligation des Lublinitzer Kreiſes. 


Der Inhaber dieſes Talons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe zu der 
Obligation des Lublinitzer Freies Litt MER ‚fa Eee Thaler 
a fünf Prozent Zinſen, die .. te Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18. 
bis 18.. bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe zu Lublinitz. 


Lublin 2... 18. 


Die ſtändiſche Kreis⸗Kommiſſion für den Chauſſeebau im 
Lublinitzer Kreiſe. 


(Nr. 4450.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 30. April 1856., betreffend die Verleihung der fiskali⸗ 
ſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung der Gemeinde-Chauſſee 
von Quedlinburg uͤber Hoym nach Aſchersleben, durch die Stadtgemein⸗ 
den Quedlinburg und Aſchersleben. d 


Nden Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den chauſſeemaͤßigen 
Ausbau der im Kreiſe Aſchersleben des Regierungsbezirks Magdeburg belege⸗ 
nen Strecken der Straße von Quedlinburg uͤber Hoym nach Aſchersleben, 
durch die Stadtgemeinden Quedlinburg und Aſchersleben genehmigt habe, be⸗ 
ſtimme Ich hierdurch, daß das Expropriationsrecht fuͤr die zu der Chauſſee 
erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ 
und Unterhaltungs-Materialien, nach Maaßgabe der fuͤr die Staats⸗Chauſſeen 
beſtehenden Vorſchriften, auf dieſe Straßenſtrecken zur Anwendung kommen 
ſollen. Zugleich will Ich den betheiligten Gemeinden gegen die kuͤnftige chauſ⸗ 
ſeemaßige Unterhaltung der ausgebauten Strecken das Recht zur Erhebung des 
Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des fuͤr die Staats-Chauſſeen jedes⸗ 
mal geltenden Chauſſeegeld-Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen 
Beſtimmungen über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffen⸗ 
den zufäglichen Vorſchriften, verleihen. Auch ſollen die dem Ehauſſeegeld⸗Ta⸗ 
rife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſee⸗ 
polizei-Vergehen auf die gedachten Strecken zur Anwendung kommen. 


(Nr. 44494451.) Der 
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Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Geſetz- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 5 5 
Charlottenburg, den 30. April 1856, 


Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 


An den Minifter für Handel, Gewerbe und. öffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 8 


(Nr. 4451.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 12. Mai 1836., betreffend die Verleihung der fiskali⸗ 
8 ſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung der Chauſſee von 
Moorsleben uͤber Behndorf und Schwanefeld bis zur Kreisgrenze in der 

Richtung auf Walbeck. 


N dem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den von den Ge⸗ 
meinden Moorsleben, Behndorf und Schwanefeld und dem Beſitzer des Rit— 
terguts Groß-Bartensleben im Kreiſe Neuhaldensleben des Regierungsbezirks 
Magdeburg beabſichtigten Bau einer Chauſſee von Moorsleben uͤber Behndorf 
und Schwanefeld bis zur Kreisgrenze in der Richtung auf Walbeck genehmigt 
habe, beſtimme Ich hierdurch, daß das Expropriationsrecht fuͤr die zu der 
Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme der 
Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs-Materialien, nach Maaßgabe der fuͤr die 
Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, auf dieſe Straße zur Anwendung 
kommen ſollen. Zugleich will Ich den Betheiligten gegen Uebernahme der 
kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung 
des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedes⸗ 
mal geltenden Chauſſeegeld-Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen 
Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung befref: 
fenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗ 
Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſee- 
polizei⸗Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Charlottenburg, den 12. Mai 1856. 


Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


(Nr. 4452.) 
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(Jr. 4452.) Statut des Alt-Koͤln-Peiſterwitzer Deichverbandes. Vom 17. Mai 1856. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Nachdem es fuͤr erforderlich erachtet worden, die Grundbeſitzer des obern 
- Theild der ſich von der Stober bis zum Jeltſcher Floͤßgraben erſtreckenden 
rechtsſeitigen Oderniederung Behufs der gemeinſamen Anlegung und Unterhal⸗ 
tung von Deichen gegen die Ueberſchwemmungen der Oder zu einem Deich⸗ 
Verbande zu vereinigen, und nachdem die geſetzlich vorgeſchriebene Anhoͤrung 
der Betheiligten erfolgt iſt, genehmigen Wir hierdurch auf Grund des Ge— 
ſetzes über das Deichweſen vom 28. Januar 1848. $$. 11. und 15. (Geſetz⸗ 
Sammlung vom Jahre 1848. S. 54.) die Bildung eines Deichverbandes un⸗ 
ter der Benennung: 
„Alt-Koͤln-Peiſterwitzer Deichverband“, 


und ertheilen demſelben nachſtehendes Statut: 


H. 1. 


In der Niederung des rechten Oderufers, welche ſich vom rechten Ufer umfang des 
der Stober bis zum Jeltſcher Floßgraben erſtreckt, werden die Eigenthuͤmer ds hberban⸗ 
aller in dem obern Theile derſelben oberhalb des Ohlauer Oderwehrs und des 
Dorfes Bergel liegenden eingedeichten und noch einzudeichenden Grundſtuͤcke, 
welche ohne Verwallung bei den bekannten hoͤchſten Waſſerſtaͤnden von 22 Fuß 
1 Zoll am Oberpegel und von 18 Fuß 11 Zoll am Unterpegel der Brieger 
Schiffsſchleuſe der Ueberſchwemmung durch die Oder und die Stober unterlie— 
gen wuͤrden, zu einem Deichverbande vereinigt. f 

Dieſer Verband hat ſeinen Gerichtsſtand bei dem Kreisgerichte zu Brieg. 


2 
Für dieſen Deichverband ſollen die allgemeinen Beſtimmungen fuͤr kuͤnf- Allgemeine 
tig zu erlaſſende Deichſtatute vom 14. November 1853. (Geſetz- Sammlung 11 8 
vom Jahre 1853. S. 935. ff.) Guͤltigkeit haben, ſoweit ſie nicht im Nach⸗ 
ſtehenden abgeaͤndert oder ergaͤnzt ſind. 


H. 3. 


Dem Deichverbande liegt die Herſtellung und Unterhaltung eines waſſer⸗ Zweck des 
freien tuͤchtigen Deiches in denjenigen Abmeſſuͤngen ob, welche erforderlich ſind, 99 
um die Grundſtuͤcke des im H. 1. gedachten Theiles der Niederung gegen Ueber 
ſchwemmung durch die Stroͤmung der Oder beim hoͤchſten Waſſerſtande zu ſichern. 

Dagegen gehoͤrt es, da die Eindeichung fuͤrs erſte nur bis oberhalb des 
Ohlauer Wehres ausgefuͤhrt werden und im Koͤniglichen Oderwalde aufhören 
ſoll, nicht zu den Zwecken des Deichverbandes, auch den unterhalb des End⸗ 
punktes der Deichlinie belegenen Theil der Niederung gegen die Sn 
Or. 44529 un 


= 


und die zunächft oberhalb liegenden, noch dem Ruͤckſtau durch den hoͤchſten 
Waſſerſtand der Oder unterworfenen Grundſtuͤcke gegen dieſen zu ſchuͤtzen. 

Der Deich des Verbandes ſoll zuerſt die Linie des Alt-Koͤlner und Sto⸗ 
berauer Ruͤckſtaudeiches an der Stober bis zum Stoberauer Floͤßetabliſſement, 
dann des neulich geſchuͤtteten Neu-Koͤlner Winterdeichs und eines kurzen Theils 
des fruͤheren Neu-Koͤlner Sommerdammes, hierauf die Linie der Daͤmme des 
proviſoriſchen Neu⸗Koͤln⸗Scheidelwitzer Verbandes von Neu-Koͤln, Tſchoͤplowitz, 
Groß- Neudorf, Schreibendorf und Garbendorf bis an den Punkt, wo der 
Garbendorfer Sommerdamm vom Hauptdamme abgeht, mit verſchiedenen Kor— 
rekturen verfolgen, von da ab aber in gerader Richtung uͤber das Garbendorfer 
Neufeld bis zu dem Scheidelwitzer Sommerdamm, hiernaͤchſt auf dieſem ent⸗ 
lang und dann bis zum ſogenannten langen Damm im Koͤniglichen Oderwalde 
fortgefuͤhrt werden, deſſen Linie dann bis auf 140 Ruthen vor ſeinem Ende 
beibehalten wird, von wo ab demnaͤchſt bis 260 Ruthen vor einer von dem 
Ohlauer Wehre nach dem Dorfe Peiſterwitz zu gezogenen Linie ein neuer Deich 
durch den Oderwald geſchuͤttet werden ſoll. 

Die Lage und Richtung der einzelnen Deichſtrecken iſt gleich deren Ab— 
meſſungen durch die Staatsverwaltungs-Behoͤrden zu beſtimmen. 

Wo die Deichkrone ſich mehr als 6 Fuß uͤber das Terrain erhebt, iſt 
am innern Rande des Deiches ein 12 Fuß breites Banquet anzulegen. 
: Wenn zur Erhaltung des Hauptdeiches Deckwerke am Ufer des Stro⸗ 
mes oder im Vorlande noͤthig werden, fo hat der Deichverband dieſelben aus⸗ 
zufuͤhren, vorbehaltlich ſeiner Anſpruͤche an andere Verpflichtete, deren bishe⸗ 
rige Verbindlichkeit dadurch nicht aufgehoben wird. 


F. 4. 


Von den alten Daͤmmen in der Niederung, welche nicht zu dem neuen 
Deichſyſteme gehören, ſollen diejenigen Deiche des früheren proviſoriſchen Neuz 
Koͤln⸗Scheidelwitzer Deichverbandes, welche noͤthig ſind, um den Ruͤckſtau der 
hoͤchſten Waſſerſtaͤnde von dem unteren Theile des letzteren abzuhalten, ſowie 
die Umwallungen der Polder von Liednitz, Limburg, Scheidelwitz und Groß— 
Doͤbern von den bisher dazu Verpflichteten, alſo den Genoſſen des gedachten 
früheren Deichverbandes und beziehungsweiſe den eingepolderten Grundbeſitzern, 
nach Verhaͤltniß des Kataſters in dem bisherigen Stande erhalten werden. 

Die uͤbrigen als Hauptdeiche in Wegfall kommenden Deichſtrecken des 
früheren Neu⸗Koͤln⸗Scheidelwitzer Deichverbandes ſollen nur mit Einwilligung 
von zwei Drittel der zu demſelben gehörig geweſenen Deichgenoſſen, der Zahl 
der Normalmorgen nach gerechnet, und alle ſonſtigen Binnenverwallungen in 
der Niederung nur mit Einwilligung des Deichamtes ganz oder theilweiſe weg⸗ 
genommen werden duͤrfen. 

Die Stellen, wo bei etwanigen Bruͤchen in den oberen Strecken der vor⸗ 
deren Neu⸗Koͤln⸗Scheidelwitzer Deichlinie die unteren, jetzt ins Binnenland fal⸗ 
lenden Deichſtrecken zur Abfuͤhrung des eingedrungenen Waſſers durchſtochen 
werden ſollen, ſind vom Deichamte unter Genehmigung der Regierung im Vor⸗ 
aus zu beſtimmen. { 

1 9. 8. 


B 


j l H. 5. 

Der Verband iſt gehalten, diejenigen neuen Hauptgräben anzulegen, 
welche noch erforderlich ſind, um das den Grundſtuͤcken der Niederung ſchaͤd⸗ 
liche Binnenwaſſer aufzunehmen und abzuleiten. Die fernere Unterhaltung die⸗ 
ſer Graͤben liegt den ſpeziell dabei Betheiligten ob, nach einem noͤthigenfalls 
von der Regierung feſtzuſetzenden Beitragsverhaͤltniß. 

Die bereits beſtehenden Hauptgraͤben in der Niederung ſollen, ſofern 
deren Beibehaltung überhaupt erforderlich erfcheint, von den bisher dazu Ver⸗ 
pflichteten auch ferner unterhalten werden, nachdem fie zuvoͤrderſt auf Koſten 
des Verbandes gehoͤrig in Stand geſetzt worden. ? 

Streitigkeiten, welche zwiſchen dem Deichamte und den Deichgenoſſen 
daruͤber entſtehen, ob ein ſchon vorhandener Graben beizubehalten, oder ein 
Graben neu anzulegen und reſp. ob derſelbe als ein Hauptgraben zu betrach⸗ 
ten ſei oder nicht, werden von der Regierung nach Anhoͤrung beider Theile 
entſchieden. 

Die uͤber die neuen Hauptgraͤben auf Landſtraßen und Kommunikations- 
alte anzulegenden Bruͤcken werden vom Deichverbande gebaut und unter⸗ 

alten. ö 

Die zu Wirthſchaftszwecken erforderlichen Bruͤcken uͤber dieſe Haupt⸗ 
graͤben werden vom Deichverbande gebaut und von denjenigen, in deren In⸗ 
tereſſe ſie noͤthig ſind, unterhalten. 

Die bereits vorhandenen Bruͤcken uͤber die Hauptgraͤben, welche wegen 
zu geringer Breite umgebaut werden muͤſſen, werden vom Deichverbande ge⸗ 
baut und wie die unveraͤndert beibehaltenen Bruͤcken von den fruͤher dazu Ver⸗ 
pflichteten unterhalten. 5 

Die regelmaͤßige Raͤumung der Hauptgraͤben wird unter die Kontrole 
und Schau der Deichverwaltung geſtellt. 

Das Waſſer der Hauptgraͤben darf ohne widerrufliche Genehmigung des 
Deichhauptmanns von Privatperſonen weder aufgeſtaut, noch abgeleitet werden. 

Dagegen hat jeder Grundbeſitzer der Niederung das Recht, die Auf⸗ 
nahme des Waſſers, deſſen er ſich entledigen will, in die Hauptgraͤben zu ver⸗ 
langen. Die Zuleitung muß aber an den vom Deichhauptmann vorzuſchrei⸗ 
benden Punkten geſchehen. 

Die Anlage und Unterhaltung der Zuleitungsgraͤben bleibt Sache der 
nach den allgemeinen Vorfluthsgeſetzen hierbei Betheiligten. 


H. 6. a in 
Der Verband hat in dem die Niederung gegen die Oder abſchließenden 


Deiche die erforderlichen Auslaßſchleuſen (Deichſiele) für die Hauptgraͤben an⸗ 
zulegen und zu unterhalten. 


H. 7. 


Die Arbeiten des Deichverbandes werden nicht durch Naturalleiſtungen verpfichtun⸗ 
der Deichgenoſſen, ſondern durch die Deichbeamten für Geld aus der Deich⸗ gen der Deich⸗ 
kaſſe ausgeführt. Die erforderlichen Mittel zu Den Arbeiten, zur Beſoldung bench. 

d ; 
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er gen. 


a der Deichbeamten und zur Verzinſung und Tilgung der zum Beſten des Ver⸗ 
ſelben und bandes kontrahirten Schulden haben die Deichgenoſſen nach den von der Re⸗ 


uch den beg, gierung zu Breslau auszufertigenden Deichkataſtern aufzubringen. 
H. 8. 


kataſter. 

In dem allgemeinen Deichkataſter, nach welchem die Beitraͤge zu den 
Verwaltungskoſten und zur Unterhaltung der Deich- und Entwaͤſſerungs-Anla⸗ 
gen nach deren normaler Herſtellung, ſowie die Koſten der Kataſtrirung und 
der Vorarbeiten hierzu aufzubringen ſind, werden alle von der Verwallung 
gegen die Ueberſchwemmung der Oder geſchuͤtzten ertragsfaͤhigen Grundſtuͤcke in 
Bezug auf ihre Kulturart nach folgenden Hauptrubriken veranlagt: 


1) Hof- und Bauſtellen, Garten und Acker I. Klaſſe bis zu Haferland ein= 
ſchließlich, ; 
2) Acker II. Klaſſe, das geringere Ackerland, 
3) Wieſe, Graͤſerei und Huͤtung, 
4) Privat⸗Forſtgrundſtuͤcke, die ſich mit Vortheil zu Acker oder Wieſe um⸗ 
d ſchaffen laſſen wuͤrden, 
3) fiskaliſche Laubwaldungen, 
6) alle uͤbrigen Waldungen und Buſchlaͤndereien. 


Von den Grundſtuͤcken der erſten Rubrik iſt ein ganzer, 
von denen der zweiten ſechs Zehntel, 
= = = dritten fünf Zehntel, 

= vierten vier Zehntel, 

= ‚fünften drei Zehntel, 

- fechften zwei Zehntel 


ee 
N 


Beitrag zu entrichten. 


Von denjenigen im unteren neu einzudeichenden Theile der Niederung 
belegenen Grundſtuͤcken, welche durch die Hauptdeiche des Verbandes zwar 
gegen die Stroͤmung und den Ruͤckſtau des mittleren, aber nicht des hoͤchſten 
Waſſerſtandes der Oder geſchuͤtzt werden, iſt nur die Haͤlfte, und von denjeni⸗ 
gen dieſer Grundſtücke, welche durch jene Deiche auch nicht gegen den Ruͤck⸗ 
ſtau des mittleren Waſſerſtandes, ſondern nur gegen die Strömung geſchuͤtzt 
werden, nur ein Drittel des ihrer Kulturart nach auf ſie fallenden Beitrages 
zu entrichten, wogegen den Beſitzern die Unterhaltung der ſie gegen den Ruͤck⸗ 
ſtau etwa ſchuͤtzenden Privatdeiche ohne Zuthun des Deichverbandes obliegt. 


H. 9. 
Fuͤr die normale Herſtellung ſaͤmmtlicher Deiche mit Schleuſen und Sie⸗ 
len und ſaͤmmtlicher Hauptgraͤben, ſoweit dieſe Herſtellung nach H. 4. und 5. 
dem Deichverbande obliegt, ſowie für die Verzinſung und Tilgung der dazu 
kontrahirten Schulden gelten folgende Beſtimmungen, nach welchen ein Spe⸗ 
zialkataſter fuͤr die Beitraͤge zu den Neubaukoſten aufzuſtellen iſt: 


A) die Koſten der normalen Herſtellung des Ruͤckſtaudammes an der Sto⸗ 
ber, ſowie des Neu⸗Koͤlner Winterdeiches find von allen denjenigen In⸗ 
tereſſen⸗ 
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tereffenten zu tragen, deren Grundſtuͤcke hinter den vorgedachten Deichen, 
ſowie den hinteren Deichlinien des fruͤheren proviſoriſchen Neu-Koͤln⸗ 
Scheidelwitzer Verbandes und der am untern Ende des letztern liegen⸗ 
den, mit einander zuſammenhaͤngenden Privatpolder von Scheidelwitz, 
i Groß⸗Doͤbern und Liednitz bis an den Peiſterwitzer Oder⸗ 
wald liegen; 
die vordere Deichlinie des fruͤheren proviſoriſchen Neu = Köln: Scheidel- 
witzer Deichverbandes iſt von den Intereſſenten des gedachten proviſori⸗ 
ſchen Verbandes normal herzuſtellen; 
die Verlaͤngerung der vorderen Deichlinie des fruͤhern Neu⸗Koͤln⸗Schei⸗ 
delwitzer Deichverbandes bis an den Peiſterwitzer Oderwald und die 
normale Herſtellung der Deichſtrecke im Oderwalde liegt zur einen Haͤlfte 
den Beſitzern der unterhalb des gedachten proviſoriſchen Verbandes be—⸗ 
legenen, durch den neuen Deich gegen die Strömung der Oder zu fichern- 
den Grundſtuͤcke, ſowie den Beſitzern der innerhalb der zuſammenhaͤn⸗ 
genden Privatpolder von Scheidelwitz, Neu-Limburg, Groß-Döbern und 
Liednitz liegenden Grundſtuͤcke, zur andern Hälfte den vorſtehend ad 1. 
und 2. gedachten Intereſſenten ob; 
die Beitraͤge zu den verſchiedenen Normaliſirungs- und Neubauten wer⸗ 
den von den betreffenden Verpflichteten uͤberall nach dem Verhaͤltniß 
des allgemeinen Kataſters aufgebracht, mit der Maaßgabe, daß die durch 
Privatpolder-Deiche geſchuͤtzten Grundſtuͤcke der Feldmarken Scheidelwitz, 
Liednitz, Neu⸗Limburg und Groß-Döbern zu dieſen Bauten nur drei 
Viertel desjenigen Beitrags entrichten, welcher ſonſt nach den vorftehen- 
den Beſtimmungen auf ſie fallen wuͤrde; i 
die normale Herſtellung der Hauptgraͤben nebſt Bruͤcken erfolgt von jeder 
der ad 1. 2. 3. gedachten Hauptparteien in ihrem Abſchnitte, mit der 
Maaßgabe, daß die ſogenannte Oderwitz auch über das Gebiet des frü- 
heren Neu⸗Koͤln⸗Scheidelwitzer Verbandes hinaus bis zu ihrer Einmuͤn⸗ 
dung in den Baruther Floͤßbach, alſo in der ganzen Laͤnge ihres Lau⸗ 
fes, von den Intereſſenten jenes fruͤheren Verbandes und der mit ein⸗ 
ander zuſammenhaͤngenden Polder von Scheidelwitz, Neu⸗Limburg, Groß⸗ 
Doͤbern und Liednitz herzuſtellen iſt. 


H. 10. 


Die vorgedachten beiden Deichkataſter ſind von dem Deichregulirungs⸗ 
Kommiſſarius aufzuſtellen. Behufs der Feſtſtellung find dieſelben dem Deich⸗ 
amte vollſtaͤndig, den einzelnen Gemeindevorſtaͤnden, ſowie den Beſitzern der 
Guͤter, welche einen beſonderen Gemeindebezirk bilden, extraktweiſe zuzuſtel⸗ 
len; zugleich iſt im Amtsblatt eine vierwöchentliche Friſt bekannt zu machen, 
innerhalb welcher die Kataſter bei dem Deichamte und den Gemeindevorſtaͤn⸗ 
den eingeſehen und Beſchwerden dagegen bei dem Kommiſſarius angebracht 
werden koͤnnen. N 

Dieſe Beſchwerden, welche auch vom Deichamte erhoben und auch gegen 
die im H. 8. enthaltenen Grundſaͤtze der Kataſtrirung und gegen das im F. 9. 
zu 3. angegebene Verhaͤltniß gerichtet werden a nach welchem die unter 
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1. und 2. gedachten Deichgenoffen zu den Koſten der unteren Eindeichung bei⸗ 
tragen ſollen, ſind von dem Deichregulirungs-Kommiſſarius unter Zuziehung 
der Beſchwerdefuͤhrer, eines Deichamts⸗Deputirten und der erforderlichen Sach: 
verftändigen zu unterſuchen. a 

Die Sachverſtaͤndigen ſind hinſichtlich der Grenzen des Inundationsgebie⸗ 
tes und der ſonſtigen Vermeſſungen ein vereideter Feldmeſſer oder noͤthigen⸗ 
falls ein Vermeſſungsreviſor, hinſichtlich der Kataſterklaſſen und der Ein⸗ 
ſchaͤtzung in dieſelben zwei oͤkonomiſche Sachverſtaͤndige. Bei Streitigkeiten 
wegen der Ueberſchwemmungsverhaͤltniſſe kann denſelben ein Waſſerbau-Sach⸗ 
verftändiger beigeordnet werden. Alle dieſe Sachverſtaͤndigen werden von der 
Regierung ernannt. 

Mit dem Reſultate der Unterſuchung werden der Beſchwerdefuͤhrer und 
der Deichamts-Deputirte bekannt gemacht. Sind beide Theile mit dem Re— 
ſultate einverſtanden, oder kommt ſonſt eine Einigung zu Stande, ſo werden 
die Kataſter darnach berichtigt. Andernfalls werden die Akten der Regierung 
zur Entſcheidung uͤber die Beſchwerde eingereicht. 

Wird dieſelbe verworfen, ſo treffen die Koſten den Beſchwerdefuͤhrer. 

Binnen vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Entſcheidung 
iſt Rekurs dagegen an das Miniſterium fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegen⸗ 
heiten zulaͤſſig. 

Nach erfolgter Feſtſtellung der Deichkataſter ſind dieſelben von der Re⸗ 
gierung in Breslau auszufertigen und dem Deichamte zuzuſtellen. 

Die genannte Regierung kann das Deichamt ermaͤchtigen, auf Grund 
der Kataſter ſchon Beitraͤge vorbehaltlich der ſpaͤteren Ausgleichung auszuſchrei⸗ 
ben und einzuziehen, ſobald die Kataſter von dem Kommiſſarius aufgeſtellt und 
den Betheiligten zugefertigt ſind. 


. 


Das den Deichgenoſſen vor der Vereinigung zum Deichverbande im Laufe 
der Jahre 1855. und 1856. aus der ſtaͤndiſchen Darlehnskaſſe fuͤr die Provinz 
Schleſien zur Herſtellung der Schutz- und Meliorations-Anlagen gewährte Dar⸗ 
lehn bildet eine Schuld des Verbandes und iſt unter den von der gedachten 
Kaſſe in Gemaͤßheit ihrer Statuten vom 5. Dezember 1854. beſtimmten Be⸗ 
dingungen und zwar nach Maaßgabe des Spezialkataſters zuruͤckzuzahlen und 
zu verzinſen. 

Ebenſo hat der Deichverband die Staatsdarlehne zuruͤckzuzahlen und 
reſp. zu verzinſen, welche ſeit dem Jahre 1854. zum Ausbau verſchiedener 
Deichſtrecken gegeben ſind. 

Der Beſchlußnahme des Deichamtes unter Genehmigung der Regierung 
bleibt es vorbehalten, ob die Beitraͤge der zu dem fruͤheren proviſoriſchen Neu⸗ 
Koͤln⸗Scheidelwitzer Deichverbande gehörigen Grundſtuͤcke zur Wiedererſtattung 
des demſelben im Jahre 1854. aus der Staatskaſſe gewaͤhrten Darlehns zur 
Schließung ſeiner Deichbruͤche nach dem Maaßſtabe des jetzigen Kataſters oder 
nach den fuͤr den proviſoriſchen Verband beſtandenen Grundſaͤtzen, jedoch un⸗ 
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ter Berichtigung der proviſoriſchen Deichrolle nach den Reſultaten der jetzigen 
Vermeſſungen, aufgebracht werden ſollen. 8 


12. 

Der gewoͤhnliche Deichkaſſenbeitrag wird vorlaͤufig auf jaͤhrlich zwei 
Silbergroſchen ſechs Pfennige fuͤr den Normalmorgen und die Hoͤhe des an⸗ 
zuſammelnden Reſervefonds auf achttauſend Thaler feſtgeſetzt. Nach Aufftel- 
lung des allgemeinen Deichkataſters kann jener Beitrag von dem Miniſterium 
fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten auf den nach Anhoͤrung des Deich— 
amtes zu erſtattenden Bericht der Regierung anderweit beſtimmt werden. 


§. 13. 


Den Beſitzern derjenigen Grundſtuͤcke, welche durch Ruͤckſtau in den 
Hauptgraͤben aufgeſtautes Binnenwaſſer oder Druckwaſſer unter Waſſer geſetzt 
werden, ſind fuͤr das betreffende Jahr die gewoͤhnlichen Deichkaſſenbeitraͤge 
der beſchaͤdigten Flaͤchen zu erlaſſen, wenn dieſelben in Folge der Ueberſchwem⸗ 
mung nach dem Ermeſſen des Deichamtes weniger als den halben Ertrag einer 

gewoͤhnlichen Jahresnutzung geliefert haben. 
4 §. 14. 

Die Deichgenoſſen, welche wegen zu großer Entfernung oder wegen 
Sperrung der Kommunikation durch Waſſer nicht zu den Natural-⸗Huͤlfsleiſtun⸗ 
gen haben aufgeboten werden koͤnnen, ſollen in den Jahren, in welchen ein 
ſolches Aufgebot ſtattgefunden, einen beſonderen verhaͤltnißmaͤßigen Geldbeitrag 
zur Deichkaſſe leiſten. 

Der Geldbeitrag wird von dem Deichamte und auf Beſchwerden von 
der Regierung endguͤltig feſtgeſetzt. 


§. 15. 

Die ſchon von fruͤher beſtehenden Deichſtrecken, deren Unterhaltung der 

Deichverband uͤbernimmt, gehen gleich den neuen Anlagen in deſſen Eigenthum 

und Nutzung uͤber. 

| Doch ſoll die Nutzung der Graͤſerei auf den Deichen den früheren Eigen⸗ 
thuͤmern des Grundes und Bodens uͤberlaſſen werden, wenn ſie dafuͤr die 
Flaͤche zur neuen Deichſohle und zum Banquet unentgeltlich hergeben und 
ſich zur unentgeltlichen Hergabe der Erde zu den gewoͤhnlichen Reparaturen 
verpflichten. Der Nutzungsberechtigte muß ſich allen Beſchraͤnkungen unter⸗ 
werfen, welche von den Behoͤrden zum Schutz des Deiches fuͤr noͤthig erach⸗ 
tet werden. f 

Wo die Grundbeſitzer dieſe Leiſtungen fuͤr die Graͤſereinutzung nicht uͤber⸗ 
nehmen wollen, da faͤllt dieſelbe dem Deichverbande zu. 

$. 16. 

Die Grundſtuͤcke am inneren Rande des Deiches und reſp. des Deich⸗ 
banquets duͤrfen in der Regel Eine Ruthe breit vom Fuße des Deiches und 
drei Fuß breit vom Fuße des Banquets ab weder beackert, noch bepflanzt, 
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ſondern nur als Gräͤſerei benutzt werden. Ausnahmen konnen in einzelnen 
Faͤllen vom Deichamte mit Genehmigung der Regierung geſtattet werden. 


Fh 
Der Deich iſt in zehn Aufſichtsbezirke zu theilen. 
8 $. 18. 
e Die Zahl der Repraͤſentanten wird auf neun feſtgeſetzt, welche zuſammen 
ſen bei dem zehn Stimmen fuͤhren. d 
e Von dieſen erhält der Königliche Fiskus wegen der zum Deichverbande 


ehoͤrigen Forſt⸗ und Domainen-Grundſtuͤcke zwei Stimmen, die Gemeinde 

ſchoͤplowitz mit Alt⸗Moſelache Eine Stimme. Von den uͤbrigen Deichgenoſſen 
werden in vier Wahlbezirken ſieben Abgeordnete, deren jeder Eine Stimme 
im Deichamte hat, und eben ſo viel Stellvertreter gewaͤhlt. 


Von dieſen Bezirken umfaßt 


der erſte die Feldmarken: 
Alt⸗Koͤln, Stoberau, Neu-Koͤln, Schwanowiß, 


der zweite die Feldmarken: 
Groß⸗Neudorf, Schreibendorf, Michelwitz, Louiſenthal, Garbendorf, 
Scheidelwitz, 


der dritte die Feldmarken: 
Neu⸗Moſelache, Neu⸗Leubuſch, Louiſenfeld, Groß- und Klein-⸗Piaſten⸗ 
thal, Groß⸗Leubuſch, Klein⸗Leubuſch, Groß⸗Doͤbern mit Smortave und 
Klein⸗Doͤbern, und die deichpflichtigen Grundſtuͤcke der Stadt Brieg 
und des Fleiſchermittels daſelbſt, 


der vierte die Feldmarken: 
Neu⸗Limburg und Altſchloß Limburg, Liednitz, Peiſterwitz mit Gruͤn⸗ 
tanne und die Privatgrundſtuͤcke im Oderwalde. 


Im zweiten Wahlbezirke werden drei, im dritten zwei, im erſten und 
vierten je Ein Abgeordneter und Stellvertreter gewaͤhlt. 


In den Wahlbezirken hat jede Gemeinde und jedes Gut, welches einen 
ſelbſtſtaͤndigen Gemeindebezirk bildet, für eine Fläche bis zu 50 Morgen deich— 
pflichtigen Landes Eine Stimme, 

für jede vollen 50 Morgen mehr bis zu 300 Morgen Eine Stimme, 
fuͤr jede vollen 100 Morgen mehr bis zu 1000 Morgen Eine Stimme, 
für jede vollen 200 Morgen mehr Eine Stimme. 


Jeder Gemeinde wird fuͤr je zwanzig deichpflichtige Stellen Eine Stimme 
zugeſetzt. g 
Nach der Feſtſtellung des Kataſters bleibt es vorbehalten, nach Anhoͤ⸗ 
rung des Deichamtes die Wahlbezirke und das Stimmverhältniß in denſelben 
durch Verfuͤgung des Miniſteriums fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegenhei⸗ 
ten abzuaͤndern. i 5 
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Fuͤr die Wahl der Abgeordneten und Stellvertreter in jedem Wahl⸗ 
bezirke entſcheidet die abſolute Stimmenmehrheit. Bei Gleichheit der Stimmen 
giebt vorläufig derjenige der Hauptbetheiligten den Ausſchlag, welcher die groͤß⸗ 
ten Flaͤchen im Wahlbezirke beſitzt, nach der Aufſtellung des Kataſters der⸗ 
jenige, welcher den groͤßten ordentlichen Deichkaſſenbeitrag zahlt. a a 
Die Wahl erfolgt fuͤr einen ſechsjaͤhrigen Zeitraum aus der Mitte der 
zu dem Wahlbezirk gehörigen großjährigen Deichgenoſſen, ſoweit fie nicht den 
Vollbeſitz der bürgerlichen Rechte durch rechtskraͤftiges Urtheil verloren ha⸗ 
ben und nicht Unterbeamte des Verbandes ſind. Mit dem Aufhoͤren der 
Waͤhlbarkeit verliert die Wahl ihre Wirkung. Vater und Sohn, ſowie Bruͤ⸗ 
der, duͤrfen nicht zugleich Mitglieder des Deichamtes ſein. Sind dergleichen 
Verwandte zugleich gewaͤhlt, ſo wird der aͤltere allein zugelaſſen. 5 
Alle drei Jahre ſcheiden abwechſelnd drei und vier Abgeordnete und 
Stellvertreter aus und werden durch neue Wahlen erſetzt. Die das erſte Mal 
Ausſcheidenden werden durch das Loos beſtimmt. Die Ausſcheidenden koͤnnen 
wieder gewaͤhlt werden. 


H. 1 9. 


Die Stimmen, welche nach dem vorigen Paragraphen den zum Deich⸗ 
Verbande gehoͤrigen Gemeinden reſp. im Deichamte und bei der Wahl der 
Abgeordneten zuſtehen, werden von den Vorſtehern der Gemeinden, reſp. deren 

gewöhnlichen Stellvertretern, geführt. 

Die Beſitzer von Privatgrundſtuͤcken im Oderwalde üben ihr Stimmrecht 
bei der Wahl des gemeinſchaftlichen Abgeordneten fuͤr den vierten Bezirk durch 
einen Wahlmann aus. Bei der Wahl deſſelben, welche durch abſolute Stim- 
menmehrheit erfolgt, giebt der Beſitz von fünf Morgen Eine Stimme, und 
die Stimmenzahl ſteigt für je fünf Morgen mehr um Eine Stimme bis höch- 
ſtens zu fuͤnf. 

Die Beſitzer der zum Deichverbande gehoͤrigen Ritterguͤter koͤnnen ihren 
Zeitpaͤchter, ihren Gutsverwalter, oder einen andern Deichgenoſſen zur Ausuͤbung 
ihres Stimmrechts bevollmaͤchtigen. 

Frauen, Minderjährige und andere Bevormundete duͤrfen ihr Stimin- 
recht reſp. durch ihre Ehemaͤnner und durch ihre geſetzlichen Vertreter oder 
durch Bevollmaͤchtigte ausuͤben. 

Gehoͤrt ein Eut mehreren Beſitzern gemeinſchaftlich, ſo kann nur Einer 
derſelben im Auftrage der uͤbrigen das Stimmrecht ausuͤben. 

Wenn ein ſtimmberechtigter Beſitzer den Vollbeſitz der buͤrgerlichen Rechte 
durch rechtskraͤftiges Urtheil verloren hat, fo ruht während feiner Beſitzzeit fein 
Stimmrecht. ö 


H. 20. 


Die Stimmenzahl der Waͤhler jedes Wahlbezirks wird vom Deichhaupt⸗ 
mann und bis dahin, daß dieſer gewaͤhlt iſt, von dem Deichregulirungs-Kom⸗ 
miſſarius zuſammengeſtellt. Den Wahlkommiſſarius ernennt die Regierung 
zu Breslau. 
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Die Nachweiſung der Stimmenzahl wird vierzehn Tage lang in einem 
zur Öffentlichen Kenntniß gebrachten Lokale im Wahlbezirke offen gelegt. 

Wahrend dieſer Zeit kann jeder Wahlberechtigte Einwendungen gegen 
die Richtigkeit der Stimmenzahl bei dem Wahlkommiſſarius erheben. Die 
Entſcheidung uͤber die Einwendungen und die Pruͤfung der Wahlen ſteht dem 
Deichamte zu. 


H. 21. 

Im Uebrigen find bei dem Wahlverfahren, ſowie in Betreff der Ver⸗ 
pflichtung zur Annahme unbeſoldeter Stellen, die Vorſchriften uͤber die Ge⸗ 
meindewahlen analogiſch anzuwenden. 

§. 22. 


Der Stellvertreter nimmt in Krankheits- und Behinderungsfaͤllen des 
Repraͤſentanten deſſen Stelle ein und tritt fuͤr ihn ein, wenn derſelbe waͤhrend 
ſeiner Wahlzeit ſtirbt, den Grundbeſitz in der Niederung aufgiebt, oder ſeinen 
Wohnort an einem entfernten Orte waͤhlt. 


F. 23. 


Abaͤnderungen dieſes Deichſtatuts koͤnnen nur unter landesherrlicher Ge⸗ 
nehmigung erfolgen. f ü 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 5 | ; 

Gegeben Charlottenburg, den 17. Mai 1856. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


; Für den Miniſter für die landwirth⸗ 
v. d. Heydt. Simons. ſchaftlichen Angelegenheiten: 


v. Manteuffel. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 


